
Zu Hartz IV meinen die Stuttgarter Nach-
richten: „Willkommen in der Prozessrepu-
blik Deutschland. Hier wird Ihnen nicht ge-
holfen, hier kommt die Armut vom Amt. Wir 
verwalten uns zu Tode, die Hartz-IV-Branche 
boomt. Den Langzeitarbeitslosen bringt 
das Ganze praktisch nichts, aber unser 
Gewissen ist beruhigt.“
Zur Kritik an Ministerin Aigner findet der 
Münchner Merkur: „Die Futtermittelbranche 
muss verdonnert werden, jede Produktion 
zu testen und die Ergebnisse vorzulegen. 
Aigner setzt hier auf Selbsterkenntnis. Es 
wird Zeit, dass sie durchgreift. Damit könn-
te sie zeigen, dass ihr Ministerium mit zwei 
Flügeln – Agrar und Verbraucherschutz – 
eine sinnvolle Kombination ist.“
Zur Organspende schreibt die Frankfurter 
Rundschau: „Volker Kauder unterstützt nun 
den Vorschlag von Frank-Walter Steinmeier, 
wonach jeder sich beim Beantragen eines 
Ausweises erklären muss. Das wird die 
Zahl der Organspender voraussichtlich 
drastisch erhöhen – und so die Möglich-
keit, todkranken Menschen weiteres Leben 
schenken zu können.“
Zu SPD-Chef Gabriel bemerkt der Mann-
heimer Morgen: „Zwar sind die innerpartei-
lichen Diskussionen großteils verstummt. 
Doch die führt der Vorsitzende jetzt quasi 
im Alleingang. So schlagfertig und unter-
haltsam er ist: Inhaltlich wirken die meis-
ten Impulse, die von Gabriel ausgehen, un-
ausgegoren bis beliebig.“

PRESSESCHAU

Smolensk: Russland gibt Polen Schuld
Untersuchungsbericht zur Absturzursache stößt in Warschau auf Kritik

Warschau/Moskau. Ein be-
schwipster Luftwaffenchef, Psy-
choterror gegen die Piloten und 
fatale Fehler des schlecht aus-
gebildeten Kapitäns: Russische 
Ermittler haben Polen die allei-
nige Verantwortung für die Flug-
zeugkatastrophe von Smolensk 
im April 2010 zugewiesen. Beim 
Absturz der Präsidentenmaschi-
ne waren der polnische Staats-
chef Lech Kaczynski und  
95 hochrangige Vertreter der 
Nation ums Leben gekommen.

In Warschau stieß die kurz-
fristig anberaumte Präsentation 
des Untersuchungsberichts auf 
Kritik. Angehörige der Opfer 
sprachen von einer „skandalö-
sen Desinformationskampagne“. 
Der Bruder des getöteten Präsi-
denten, Ex-Regierungschef Ja-
roslaw Kaczynski, nannte den 
einseitigen Bericht eine Verhöh-
nung Polens. Premier Donald 
Tusk brach seinen Urlaub ab, 
um sich mit seiner Regierung zu 
beraten. Erst vor Wochen hatte 

er die russischen Ermittlungen 
als unzureichend und inakzep-
tabel zurückgewiesen.

Die russische Version der Er-
eignisse ist eindeutig. „Die Pilo-
ten hätten sich niemals zur Lan-
dung entschließen dürfen“, 
sagte die Leiterin der Untersu-
chungskommission, Tatjana 
Anodina. Die russischen Flug-
lotsen hätten dringend davon 
abgeraten. Im Cock-
pit aber habe der 
angetrunkene polni-
sche Luftwaffenge-
neral Andrzej Blasik 
den Kapitän zur 
Landung gedrängt. 
„Er hatte 0,6 Pro-
mille Alkohol im 
Blut“, erläuterte 
Anodina und sprach 
von Psychoterror 
gegen die Crew. Pi-
lot Arkadiusz Prota-
siuk habe in einem 
unbeaufsichtigten 
Moment gesagt: 

„Wenn wir nicht landen, hängen 
sie mich auf.“ Ob Blasik und der 
ebenfalls im Cockpit anwesende 
Protokollchef Mariusz Kazan im 
Auftrag von Präsident Kaczynski 
handelten, ließ Anodina offen. 
Klar sei aber, dass die Piloten 
nicht für einen Landeanflug in 
Smolensk bei schwierigen Wit-
terungsbedingungen ausgebildet 
gewesen seien. Die polnische 

Kritik am Verhalten der russi-
schen Verantwortlichen fand im 
Bericht fast keinen Widerhall. 
Polnische Experten waren in der 
als „Zwischenstaatliches Luft-
fahrtkomitee“ eingesetzten Un-
tersuchungskommission nur Be-
obachter.

Den polnischen Experten zu-
folge hat der Tower spät und 
nur halbherzig vor einer Lan-

dung gewarnt. Außer 
den Lotsen war dort 
ein russischer Offizier 
anwesend, der nach 
polnischer Lesart auf 
Weisung aus Moskau 
kein eindeutiges Lan-
deverbot aussprach. 
Anodina hielt dem ent-
gegen: „Eine Landeer-
laubnis hat es nicht 
gegeben.“ Aus polni-
scher Sicht war auch 
der Militär-Airport in 
einem inakzeptabel 
schlechten technischen 
Zustand.  Ulrich Krökel

Kein Passagier der Tupolev TU-154 überlebte den Absturz 
in der Nähe von Smolensk.  Foto: dpa

Was der Kopf nicht schafft, leisten die Finger. Doch irgendwann stößt auch die Methode an Grenzen. Solche Schüler haben eine Rechenschwäche und brauchen Hilfe.  Foto: dpa

Nellies Gespür für Zahlen
Immer mehr Schüler mit Lese-Rechtschreib- und Rechenstörung / Matheschwäche nicht anerkannt 

Leipzig. Schülerdefizite wie Lese-
Rechtschreibschwäche und auch die 
Rechenstörung sind genetisch fest-
gelegt. Etwa 2500 junge Legastheniker 
werden in Sachsen umsorgt und in 
Sonderklassen unterrichtet. Rechen-
schwache werden nicht erfasst. Ex-
perten meinen, Kultusministerien ver-
weigern die Anerkennung als 
Teilleistungsschwäche, weil sie weite-
re Ausgaben scheuen. 

Von ANDREAS FRIEDRICH

Viereinhalb Jahre lang hat Nellie Mey-
er beim Rechnen immer heimlich mitge-
zählt. Manchmal mit den Fingern unterm 
Tisch, manchmal im Kopf. Keiner wusste 
das. Sie schaffte die Grundschule mit 
Bravour und wechselte aufs Gymnasium. 
Dann reichten ihre zehn Finger nicht 
mehr. Irgendwann stand sie in Mathe 
auf Fünf. Auch Nachhilfe brachte nichts. 
Ein Test diagnostizierte bei ihr Dyskal-
kulie – Rechenschwäche „Ich war sehr 
aufgeregt, bevor ich meiner Mama sagte, 
dass ich bei allen Aufgaben immer noch 
abzähle“, erinnert sich die Zwölfjährige. 
Ihre Mutter machte nicht Nellie Vorwür-
fe, sondern sich. Sie ist Lehrerin und är-
gerte sich, die Schwäche ihrer Tochter 
nicht erkannt zu haben. Sie weiß, je eher 
solch ein Defizit erkannt wird, desto bes-
ser kann geholfen werden.

Nellie kommt nun einmal pro Woche 
aus Zeitz nach Leipzig, wo sie im Institut 
für systemisch-integrative Lerntherapie 
behandelt wird. Die Übungen dort gehen 
über Nachhilfe hinaus. „Wir bauen den 
Zahlbegriff auf, sie lernt, wie sich eine 
Zahl zusammensetzt, beschäftigen uns 
mit Ordnungszahlen, Vorgänger und 
Nachfolger – eigentlich Stoff der ersten 
Klasse“, sagt Institutsinhaber Sven Ly-
chatz. Nellie fehlt dieses Gespür für Zah-
len, Mengen und Relationen. 

Sie ist kein Einzelfall. Mit ihr werden 
am Leipziger Institut 70 weitere Rechen-
schwache und 70 Legastheniker behan-
delt. Andere Therapiezentren sind eben-
so gut ausgelastet. Die Eltern zahlen 
dafür zwischen hundert und dreihundert 
Euro – monatlich. Etwa zehn bis zwölf 
Prozent der Kinder eines Jahrgangs ha-
ben eine der beiden Schwächen. Vor 
sechs Jahren waren es nur acht Prozent. 
Experten erwarten einen Anstieg auf  

20 bis 30 Prozent pro Jahrgang. Wäh-
rend die Jungen sich vornehmlich beim 
Lesen und Schreiben quälen, sind die 
Mädchen bei den Rechenschwachen in 
der Überzahl. Doch während den Legas-
thenikern mit Tests, Spezialklassen und 
Extralehrern in den Grundschulen ge-
holfen wird, müssen sich die Mathe-
Schwachen selbst kümmern. „An meiner 
alten Schule in Zeitz hieß es, wir haben 
dafür keine Zeit und kein Personal“, er-
innert sich Nellie. 
Mitschüler verspot-
teten sie als Loose-
rin. Irgendwann 
fühlte sie sich auch 
so. Zum Glück fand 
sie in Droyßig ein 
Gymnasium mit 
speziell geschulten Lehrern und „Gleich-
gesinnten“. In Mathe zählen ihre Zensu-
ren derzeit erstmal nicht, um ihr den 
Druck zu nehmen. 

Schwächen in einzelnen Fächern müs-
sen nicht Ergebnis von Faulheit sein, 
sondern liegen in den Genen. „Etwa 60 
bis 70 Prozent der Lese-Rechtschreib-
schwäche ist genetisch bedingt, für den 
Rest sind Umweltfaktoren zuständig“, 
erklärt Arndt Wilcke vom Fraunhofer-In-
stitut für Zelltherapie und Immunologie 

in Leipzig. Er räumt mit dem Vorurteil 
auf, Lernschwächen seien hauptsächlich 
milieubedingt. Lerntherapeut Sven Ly-
chatz bestätigt: „Bei uns sind Kinder von 
Akademikern, Journalisten, Ärzten und 
Arbeitslosen.“ Ein Grund sei auch, dass 
Mathe im Familienalltag kaum noch vor-
komme. Heutige Eltern seien mit dem 
Taschenrechner aufgewachsen. Wer et-
was zu rechnen habe, nehme dafür das 
Handy. Dadurch werde eine genetische 

Prägung verstärkt.
Zellforscher Wil-

cke hat durch Erb-
gutanalysen bei Le-
gasthenikern „ein 
ungünstiges Zusam-
menspiel von gene-
tischen Kombinatio-

nen“ entdeckt. Er vermutet: „Die 
Ursachen der Dyskalkulie dürften ähn-
lich genetisch veranlagt sein.“ Wilcke  
arbeitet an einem Gen-Test, der ein Risi-
ko für Lese- und Rechtschreibschwäche 
frühzeitig feststellen soll. Vorschulkinder 
können dann per Speichelprobe einer 
genetischen Frühdiagnostik unterzogen 
werden. Das Alter hält er für passender 
für einen Test als die jetzt übliche  
Diagnostik Ende der zweiten Klasse. 
„Das ist zu spät, die Sprachentwick- 

lung beginnt viel früher“, begründet er. 
Immerhin, Grundschüler mit geneti-

schen Defiziten beim Lesen und Schrei-
ben werden in der dritten Klasse geson-
dert von einem dafür ausgebildeten 
Lehrer unterrichtet. So legt es eine Ver-
waltungsvorschrift fest. 2357 Schüler 
waren im Schuljahr 2009/2020 in 187 
solcher Klassen zusammengefasst. Zu-
dem stellt der Freistaat Mittel für die 
Förderung von Leseschwachen in Ganz-
tagsangeboten bereit. 

Während sich das Kultusministerium 
bei der Anerkennung von Legasthenie 
auf die Weltgesundheitsorganisation be-
ruft, ignoriert es die Listung der Rechen-
schwäche als anerkannte Krankheiten. 
Hirnforscher Martin Korte von der TU 
Braunschweig erklärt dazu: „Alle Länder 
tun sich schwer mit der Anerkennung 
von Dyskalkulie. Man möchte nicht das 
Fass aufmachen, dass jeder dort, wo er 
schlecht ist, eine Entschuldigung findet. 
Die Länder haben noch den Eindruck, 
als sei da was neues erfunden worden, 
um wieder irgendwas wegzuerklären, 
wo man schlecht ist. Sie akzeptieren 
nicht, dass es sich um eine ganz klar de-
finierte und gut diagnostizierbare Teil-
leistungsstörung handelt.“ Die Angst vor 
den Kosten der Förderung rechenschwa-
cher Schüler sei auch ein Grund für die 
Nichtanerkennung der Schwäche, heißt 
es aus Kreisen der Schulverwaltung. Es 
bleibt ein Umweg über die Jugendämter, 
die mitunter Kosten von Dyskalkulie-
Therapien übernehmen, um „seelisch 
behinderten Kindern“ – wie es heißt – 
eine Eingliederungshilfe zu gewähren. 

Doch ohne Therapie ist den Kindern 
nicht zu helfen. Darauf verweist auch 
Andrea Schulz, Leiterin der Duden Insti-
tute für Lerntherapie: „Viele Schüler büf-
feln sich von Test zu Test und von Schul-
jahr zu Schuljahr. Inhaltliches Verstehen 
bleibt so auf der Strecke.“ Doch weder 
mit Pauken, noch mit Nachhilfe, sondern 
nur mit einer Therapie lasse sich die Be-
sonderheit des Gehirns behandeln, auch 
noch bei Gymnasiasten.  

Die zwölfjährige Nellie Meyer ist dafür 
ein Beispiel. Trotz der jüngsten Drei wird 
Mathe nicht gleich ihr Lieblingsfach. 
Doch es gibt einen wichtigen Nebenef-
fekt: Ihr Selbstwertgefühl steigt in dem 
Maße, wie die Angst vor den Zahlen 
schwindet. 

Nellie Meyer kommt einmal die Woche aus Zeitz nach Leipzig zur Mathe-Therapie. Dort 
bekommt sie ein Gefühl für Zahlen und Mengen.  Foto: Andreas Friedrich

Dioxin-Skandal

Aigner will
Futtermittelkette

prüfen lassen
Berlin. Die stark unter Druck geratene 
Bundesverbraucherschutzministerin 
Ilse Aigner (CSU) hat für morgen einen 
Aktionsplan gegen Dioxin in Lebens-
mitteln angekündigt. Diesen wird sie 
vor Journalisten in Berlin vorstellen. 
Zudem schaut sich die Ministerin fast 
zwei Wochen nach Beginn des Skan-
dals nun auch vor Ort um, sie will in 
Niedersachsen einen Betrieb und ein 
Labor besuchen.

Inwieweit sich der Aktionsplan von 
Aigners bisherigem Fünf-Punkte-Kata-
log unterscheidet, wollte ihr Sprecher 
nicht konkretisieren. Er erklärte aller-
dings, dass die gesamte Futtermittel-
kette auf den Prüfstand müsse. Es gehe 
nicht nur um eine Zulassungspflicht für 
Futtermittelbetriebe, die Trennung der 
Produktion von Futterfetten und tech-
nischen Fetten sowie ein schärferes 
Strafrecht. „Es wird erweiterte Maß-
nahmen geben.“

Der Aktionsplan sei Grundlage für 
die Beratungen mit den Agrar- und 
Verbraucherministern der Länder am 
18. Januar. Die Staatssekretäre treffen 
sich bereits morgen. Besonders Nieder-
sachsen steht wegen der Unsicherheit 
über dioxinbelastetes Schweinefleisch 
unter Druck. „Hier muss Aufklärung 
geschaffen werden“, sagte der Spre-
cher. „Wir bestehen mit allem Nach-
druck darauf, dass potenziell belastete 
Produkte aus gesperrten Höfen sofort 
und unverzüglich vom Markt genom-
men werden.“ Das niedersächsische 
Agrarministerium kann nicht mehr 
ausschließen, dass belastetes Schwei-
nefleisch in den Handel gekommen ist. 
Am Vortag hatte der 
n i e d e r s ä c h s i s c h e 
Agrar-Staatssekretär 
Friedrich-Otto Ripke 
dies noch dementiert. 
Im Verdacht steht 
Fleisch von Tieren ei-
nes inzwischen ge-
sperrten Hofes im 
Landkreis Verden. 
Kerstin Tack, SPD-
Bundestagsabgeord-
nete mit Wahlkreis 
Hannover und Mitglied im Ausschuss 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, hat dafür kein Ver-
ständnis: „Es ist überhaupt nicht hin-
nehmbar, dass das Krisenmanagement 
in Niedersachsen so wenig funktioniert  
und dazu führt, dass der Staatssekretär 
im Parlamentarischen Ausschuss des 
Bundestags nicht die Wahrheit sagt“, 
erklärte sie gegenüber dieser Zeitung. 
„Man kann die Verbraucher nicht so 
hinters Licht führen.“

Die SPD-Politikerin setzt wenig Hoff-
nung auf den Aktionsplan der Bundes-
verbraucherschutzministerin. „Was 
Frau Aigner vorschlägt, ist einfach 
nicht ausreichend. Das ist sehr mau. 
Wir brauchen eine gläserne Produkti-
on, Stichproben reichen nicht aus.“ 
Zudem sei eine Datenbank nötig, in der 
alle Proben dokumentiert sind. „Wir 
brauchen außerdem eine Dokumentati-
onspflicht der Labore, und zwar unab-
hängig vom Grenzwert.“ Tack plädierte 
für nationale Regelungen. „Auf die EU 
können wir nicht warten.“

Aigner wird am 24. Januar in Brüssel 
mit dem EU-Agrarrat weitere Maßnah-
men besprechen. Die ehemalige Ver-
braucherschutzministerin Renate Kü-
nast (Grüne) forderte derweil Aigners 
Ablösung. „Hier ist Bundeskanzlerin 
Angela Merkel gefragt. Sie muss die 
Ministerin entlassen.“ Aigner nehme 
ihr Amt nicht ernst: „Sie kann nicht, sie 
will nicht.“ Statt Krisenmanagement zu 
betreiben, frage die Ministerin bei der 
Futtermittelindustrie an und sage: „Er-
zählt mir mal, was Ihr geregelt haben 
möchtet.“

China hat wegen des Dioxin-Skandals 
die Einfuhr von Schweinefleisch und 
Eiern aus Deutschland verboten. Die 
staatliche Behörde für Qualitätsaufsicht 
in Peking stoppte alle neuen Importe. 
Unter das Verbot fielen auch Produkte, 
in denen Schweinefleisch und Eier ver-
arbeitet wurden. Maja Zehrt

Ilse  
Aigner

Fo
to

: A
FP

STANDPUNKT

Russischer Affront 
gegenüber Polen

Wie konnte es zur 
Flugzeugkatastrophe 
von Smolensk mit 96 
Opfern kommen? Der 
Abschlussbericht der 
Untersuchungskom-
mission schiebt die 
Schuld eiskalt den 
Polen zu. Die Präsi-
d e n t e n m a s c h i n e 

habe im Nebel auf Druck eines ange-
trunkenen Generals zum Landeanflug 
angesetzt – ein tödlicher Fehler.

Das ist wahr. Richtig ist auch, dass 
die Piloten schlecht trainiert und der 
Situation nicht gewachsen waren. Doch 
es gibt auch die andere Seite der Me-
daille. Der Flughafen in Smolensk be-
fand sich in miserablem Zustand. Und 
im Tower hatte nicht der Lotse, sondern 
ein russischer Offizier das Sagen. 

Doch die russischen Ermittler be-
schränken sich auf ihre Sicht der Dinge 
und provozieren damit Warschau. Zu 
Recht empören sich die Polen auch 
über die russische Überrumpelungstak-
tik. Die erst kurz zuvor angekündigte 
Präsentation des Untersuchungsbe-
richts ist ein Affront. Die Kontroverse 
um die Unglücksursachen hat das 
Zeug, beide Völker erneut gegeneinan-
der aufzubringen. 

politik@lvz.de

Von Ulrich Krökel

KOMMENTAR

Mehr Hoffnung  
als Zuversicht

Die Bundesregierung 
steckt im Dilemma. 
Einerseits will sie Af-
ghanistan so stabili-
sieren, dass dem 
Terrorismus der Nähr- 
boden entzogen wird. 
Andererseits weiß 
sie, dass das nach 
Lage der Dinge kaum 

möglich ist und möchte den bei der 
deutschen Bevölkerung unbeliebten 
Kriegseinsatz am Hindukusch so 
schnell wie möglich beenden.

Im Grunde geht es darum, die Trup-
pen gesichtswahrend abzuziehen. Und 
so steckt das neue Afghanistanmandat 
erstmals einen Rahmen ab für den Ab-
zug, aber der Termin bleibt vage. Das 
Mandat klingt nicht nach Zuversicht, 
sondern nach Hoffnung. Wenn die Trup-
pen ab dem Jahresende reduziert wer-
den sollen, bleibt offen, ob es sich um 
eine nennenswerte Größe handelt oder 
um einen symbolischen Akt, bei dem 
nur ein paar Soldaten nach Hause ge-
schickt werden.

Der Kompromiss kommt daher als 
Resultat der unterschiedlichen Positio-
nen von Außenminister Westerwelle 
und Verteidigungsminister zu Gutten-
berg. Der avisierte Abzug ist zudem ein 
Signal an die SPD, auf deren Stimmen 
die Koalition im Bundestag setzt.

Doch was nach Unentschlossenheit 
aussieht, macht durchaus Sinn. Denn 
würde ein fester Rückzugsbeginn ge-
nannt, brauchten die Radikalislamisten 
nur abzuwarten. Guttenbergs Argument, 
den Abzug zwar zu planen, aber die ak-
tuelle Lage dabei unbedingt im Auge zu 
behalten, ist berechtigt. Schließlich 
klingt es eher nach Selbstbeschwörung, 
dass die afghanischen Sicherheitskräf-
te die Lage bald selbst im Griff haben. 
Und die Soldaten, die vor Ort ihr Leben 
riskieren, wollen wissen, dass ihr Ein-
satz nicht umsonst war. 

Der Streit um den Termin überlagert 
derzeit jegliche inhaltliche Diskussion.
Was soll überhaupt noch erreicht wer-
den? Vielleicht bringt die Bundestags-
debatte Ende Januar mehr Klarheit.

a.kecke@lvz.de

Von Anita Kecke

DREI FRAGEN AN …

… Michal Maliszewski, Politik-Dozent an der Warschauer Uni

Nach dem russischen Un-
tersuchungsbericht ist am 
Absturz der polnischen Prä-
sidentenmaschine vor al-
lem der angetrunkene Luft-
waffenchef Polens Schuld. 
Wie wird das in Polen auf-
genommen?

Nun, es kommt in Polen 
nicht so gut an, dass die 
Polen das Unglück ganz allein verur-
sacht haben sollen und es auf russi-
scher Seite überhaupt keine Schuld 
geben soll. Auch in Polen untersucht 
eine Kommission das tragische Er-
eignis. Viele Fakten sind schon be-
kannt. Und hier in Polen sagt nie-
mand, dass es kein Verschulden auf 
polnischer Seite gegeben habe. 
Möglicherweise hat der Pilot die An-
weisungen von der russischen Seite 
nicht richtig verstanden. 
Aber auch bei den Russen lief offen-
bar nicht alles korrekt. So soll der 
Landeplatz in Smolensk gar nicht 
ordnungsgemäß vorbereitet gewe-
sen sein. Nun läuft es auf einen 
Streit zwischen den beiden Kommis-
sionen hinaus. Auch bei diesem 
Flugzeugabsturz wird es eine Ver-

kettung mehrerer Ursachen 
gegeben haben.

Wie beeinflusst der Bericht 
nun die polnisch-russi-
schen Beziehungen?

Das Verhältnis zwischen  
Polen und Russen erlebte 
nach der Tragödie von 
Smolensk zwar einen Früh-
ling, ist aber dennoch nie 

ganz problemfrei geworden, obwohl 
es gravierende Streitpunkte wie das 
Raketenabwehrsystem nicht mehr 
gibt. Der russische Untersuchungs-
bericht könnte jetzt in Polen die Wo-
gen der Empörung wieder hoch-
schlagen lassen. 

Was empfehlen Sie? 

Die Politiker in beiden Ländern soll-
ten beruhigend auf die Debatte ein-
wirken. Polen hat vielfältige Bezie-
hungen zu Russland und ist an 
einem guten Klima interessiert. Zu-
dem übernimmt Polen ab Juli 2011 
die EU-Ratspräsidentschaft und 
setzt als eine der Prioritäten, die 
Partnerschaft mit Russland zu pfle-
gen.  

Interview: Anita Kecke
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Martin Korte: Die Länder haben noch den 
Eindruck, als sei da was neues erfunden 
worden, um wieder irgendwas wegzuer-
klären, wo man schlecht ist. 
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